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Ulbricht droht Westberlin
„Westmächte haben keine Auienihaltsberechtigung"

Berlin (ap). D er Erste SED-Sekretär W alter Ulbricht wandte 
sieh auf einer SED-iLundg'ebimg zu den W estberliner Wahlen 
im Ostberliner Friedrichstadt-Palast gegen den Aufenthalt der 
Westmäehte in Berlin. Er behauptete, Berlin sei keine fünfte 
Besatzungszone, sondern gehöre zum „Hoheitsbereieh der 
D B B ».

Darum, träfen die in der letz­
ten Zeit von verschiedenen 
westlichen Politikern gezogenen 
Parallelen  zwischen der Lage 
W estberlins und der Lage  
Quemoys „in gewissem Sinne“ 
auch den Kern  des Problems. 
Beide würden als „Provoka­
tionszentren“ mißbraucht und

Konsequenzen in USA
W ashington (ap/dpa). D ie USA 

bereiten sich darauf vor, ihre 
Kernwaffenversuche über den 
fü r  die E instellung vorgesehe­
nen Term in hinaus fortzusetzen. 
M it dieser Feststellung beant­
wortete Außenminister Dulles 
die sowjetische W eigerung, am 
21. Oktober die Kernwaffenver­
suche fü r ein Jahr einzustellen. 
Das britische Außenministerium 
äußerte „tie fe  Enttäuschung“ 
über die sowjetische Haltung in 
der F rage  des Atomstops.

seien ein „unrechtmäßig vom 
Hinterland abgetrennter Be­
standteil des Landes“ .

„Beide Positionen“ , erklärte 
U lbricht wörtlich, „haben je ­
doch nicht nur die gleiche A u f­
gabe, sondern auch die gleichen 
Schwächen. Beide sind Inseln 
und haben a lle Konsequenzen 
dieser Insellage zu tragen.“  U l­
bricht behauptete ferner, der 
Souveränitätsvertrag zwischen

der UdSSR und der Sowjetzone 
vom Jahre 1955 gelte auch fü r 
Berlin. Durch die Beibehaltung 
des Besatzungsregimes hätten 
die Westmächte die Rechts­
grundlage fü r ihren Aufenthalt 
in  den Westsektoren selbst un­
tergraben und auch jedes mora­
lische Recht zur Stationierung 
von Truppen verw irkt.

D ie Besatzungsgewalt der 
Westmächte sei gegenwärtig 
eine Tatsache, von  der die

„D D R, die keinerlei Beschrän­
kungen ihrer Souveränität 
kennt und ihre Hoheitsrechte 
auch in und fü r Berlin  ausübt“ , 
in  ihrer P o litik  ausgehe. N ur 
aus diesem Grunde habe sich 
die Sowjetzone zu einer „ze it­
w eiligen “  K on tro lle  des V er­
kehrs von Truppenpersonal und 
Gütern der in W estberlin sta­
tionierten westlichen Garnisonen 
durch die R ote Arm ee bereit 
erklärt.

Ferner stellte U lbricht ein 
Wirtschaftsangebot des Ost­
berliner M agistrats an den 
W estberliner Senat sowie V or­
schläge fü r Reisen von W est­
berlinern in  die Sowjetzone 
und zur Lösung des Grenz­
gängerproblems in  Aussicht*

Bonn gegen Spekulationen
Kroll berichtet über Moskauer Gespräche — Kanzler stellt Mar
Bonn (ap/dpa). A lle  Spekula­

tionen über den Inhalt der 
Antwortnote an die Sow jet­
regierung bewegen sich im  
luftleeren Raum. Dies erläu­
terte Pressechef v. Eckardt in 
Bonn. E r ließ jedoch offen, ob 
die N ote der Bundesregierung 
das von mancher Seite erwar­
tete Entgegenkommen gegen­
über der Sowjetunion enthalte. 
Eckardt betonte, der im  Aus­
wärtigen Am t ausgearbeitete 
Entw urf der N ote  habe der 
Bundesregierung noch nicht 
Vorgelegen. Politische Kreise 
Bonns vermuten, daß die 
Bundesregierung vorschlagen 
werde, in  der von ih r angereg­
ten Viermächte - Kommission 
auch die F rage  eines Friedens­
vertrages . entsprechend dem 
Wunsch der Sow jetregierung zu 
behandeln. Im  Auswärtigen 
Am t rechnet man damit, daß

die Note erst M itte November 
in Moskau überreicht werden 
Wird.

D er deutsche Botschafter in 
Moskau, Dr. K roll, berichtete 
Bundesaußenminister v. Bren­
tano über sein letztes Gespräch 
m it dem sowjetischen Außen­
minister Gromyko. Danach ist 
die Sowjetunion nicht bereit, 
m it der Bundesregierung über 
die W iedervereinigung zu spre­
chen.

Bundeskanzler Adenauer hat 
inzwischen davor gewarnt, ein 
von ihm in der vergangenen 
Woche gegebenes In terview , in 
dem er die Bereitschaft zu per­
sönlichen Gesprächen m it der 
Sow jetregierung andeutete, 
falsch zu interpretieren. Er de­
mentierte, daß er den Wunsch 
habe, sich m it M inisterpräsi­
dent Chrustschow zu treffen.



Gemeinsame
Politik?

K . W . B. Als der Bundesprä­
sident, von seinem Staatsbesuch 
aus England zurückkommend, 
w ieder auf deutschem Boden 
stand, lösten sich Anstrengung 
und Bilanz dieser Londoner 
Tage in dem befreienden W ort: 
„W ir  haben es geschafft“ . E r 
meinte damit sicherlich nicht 
nur die Mühsal von Repräsen­
tation und Zeremonie, sondern 
auch die Befreiung von poli­
tisch-psychologischen Überlegun­
gen. Anders wohl als viele sei­
ner Landsleute hat Professor 
Heuss die festlich-zeremonielle 
Wanderung durch die Haupt­
stadt des britischen Empires an 
der Seite der britischen Königin  
als ein politisches Risiko emp­
funden. W enn sich so vie le 
Leute bei uns in Deutschland 
nun verwundert zeigen über die 
kühle Distanz, in die der grö­
ßere T e il der britischen Zeitun­
gen auch das am Rand der Lon ­
doner Straßen postierte britische 
Volk  eingehüllt hat, dann möge 
ihre Schockiertheit nach Grün­
den hierfür zunächst einmal im 
eigenen Hause suchen.

*

W as uns in den letzten Jahren 
die Freundschaft so vie ler be­
deutender Staaten in unserer 
westlichen Nachbarschaft einge­
tragen hat, ist gewiß der ent­
schlossene und stetige Zug unse­
rer Politik . E r  hat die Bundes­
republik zum politischen P a rt­
ner und Verbündeten der W est­
mächte — und unter ihnen be­
vorzugt auch Englands —  ge­
macht. D ie Londoner „T im es“ , 
die zu Beginn des Heuss-Be- 
suches geschwiegen hatte, 
kommt an seinem Ende zu dem 
Schluß: „Es ist offensichtlich, 
daß die Po litik  der Regierung 
w eiter fortgeschritten ist als die 
öffentliche Meinung. Und v ie l­
leicht ist je tzt noch mehr Zeit 
und Aufwand nötig, bis das 
neue Gesicht Deutschlands w eit­
hin bekannt ist.“ H ier liegt 
offensichtlich eine Ursache für 
die Skepsis, die aus England 
gegenüber unserem Deutschland 
je tz t bekanntgeworden ist. W ir 
fürchten, daß sie —  wenn auch 
nicht in der kühlen, reservier­
ten Form  des britischen Tempe-

raments —  auch bei manchem 
unserer anderen Verbündeten 
vorhanden ist. Es ist die sich 
immer w ieder mit Zweifeln näh­
rende Überlegung, ob die deut­
sche P o litik  auch identisch sei 
m it der gewandelten Mentalität 
der deutschen Bevölkerung. Der 
Po litik  ist man zugetan, aber 
dem Vorhandensein von po liti­
schen Meinungen innerhalb der 
seit Jahren gleichgerichteten 
politischen Führung steht man 
mit Besorgnissen gegenüber, die 
sich schlecht mit dem Bekennt­
nis zur demokratischen M ei­
nungsfreiheit vertragen.

*\
Um so aufmerksamer beobach­

ten die K ritiker jede neue An­
strengung, die in der Bundes­
republik unter der Devise einer 
„gemeinsamen P o litik “ vor sich 
geht. Sie sehen auch, daß die 
In itiative zu solcher gemein­
samen Po litik  von den po liti­
schen Gruppen ausgeht, die die 
politische Führung seit Jahren 
in der Hand haben. Aber man 
sollte auch erkennen, daß es 
bei diesen Bemühungen, die 
deutschen Parteien insgesamt, 
also vor allem auch die große 
Opposition, auf politische A u f­
gaben der Gemeinschaft zu ver­
pflichten, nicht um den Versuch 
einer politischen Gleichschaltung 
geht —  und natürlich auch nicht 
gehen kann. Eine gemeinsame 
Po litik  kann nicht heißen, die 
politische Meinungsbildung auf 
einen Meinungs- und Machtträ­
ger zu monopolisieren. Sie kann 
nur aussichtsreich sein, wenn sie 
sich darauf beschränkt, in ganz 
wenigen, eben den großen 
Schicksalsproblemen, zu einer 
gemeinsamen Entschlossenheit 
zu gelangen. Die Frage der 
deutschen Einheit und das eng 
m it ihr verbundene Problem  der 
Landesverteidigung sind jene 
großen Aufgaben, in denen sich 
fü r uns, aber noch mehr für das 
uns beobachtende Ausland, die 
deutsche Mentalität von heute 
repräsentiert.

❖

Ein ige verheißungsvolle An­
zeichen in der letzten Zeit gibt 
es, die Hoffnungen auf eine 
Entwicklung solcher gemeinsa­
men Po litik  in diesen Fragen 
wecken. M ag der Entschluß des 
Bundestages auf seiner Ber­
liner Sitzung, der Freiheit der 
Deutschen in der sowjetisch be­
setzten Zone m it allen poli­

tischen und menschlichen M it­
teln ein Stück näherzukommen, 
auch noch mehr von Gefühlen 
bewegt als von der politischen 
W irklichkeit begünstigt sein — 
in der konkreten Lin ie, die auf­
gezeichnet wurde, um der har­
ten Kaltherzigkeit Moskaus zu 
begegnen, zeigen sich außer 
den menschlichen auch politische 
Übereinstimmungen. Es ist gut, 
daß der Professor Hagemann 
aus Münster jene nüchtern-bla­
mable Reise zu Ulbricht unter­
nommen hat, um allen Illusio­
nisten schnell klarzumachen, zu 
welchem kommunistischen Ge­
samtdeutschland jede Kontakt­
stelle mit Pankow führen müßte. 
Man w ird der gemeinsamen P o ­
litik  in Richtung auf die F re i­
heit ganz Deutschlands jetzt mit 
größerer Nüchternheit, doch mit 
vermehrter politischer Intensität 
sich zuwenden können.

*

Um die Mitarbeit' der sozial­
demokratischen Opposition beim 
Aufbau der deutschen Sicher­
heit haben Adenauer und zu­
letzt der Verteidigungsminister 
Strauß immer w ieder gerungen; 
denn in der M itarbeit an der 
deutschen Sicherheit zeichnet1 
sich am gewichtigsten die M it­
arbeit am neuen deutschen 
Staate ab. Ollenhauer hat eben 
Adenauer verbittert zum V or­
w urf gemacht, er lege alles dar­
auf an, die Sozialdemokraten 
aus dem deutschen Staat aus­
zuschalten. Gewiß meinte er die 
schweren Attacken, m it denen 
der Parteivorsitzende der CDU 
die SPD bei seinen W ahlkampf­
reden in Hessen belegt hatte. 
Sicher müssen Adenauers Vor­
w ürfe an die SPD, sie sei ein 
Hindernis fü r die gemeinsame 
Außen- und W ehrpolitik, ge­
rade jetzt verletzen, wo w ir  auf 
eben diesen beiden Feldern ge­
wisse Annäherungen zu erken­
nen hoffen.

*

Es ist notwendig, sich um 
solche Po litik  der gemeinsamen 
Verpflichtungen noch mehr zu 
bemühen. Wenn sich diese 
Entwicklung fortsetzte, könnten 
gew iß auch die Skeptiker unter 
unseren westlichen Freunden 
sich an den Gedanken gewöh­
nen, daß hinter unserer vom 
W esten so anerkannten Po litik  
auch trotz —  oder gerade w e­
gen unserer innerdeutschen Aus­
einandersetzungen das ganze 
deutsche Volk  steht,



Pankow für Kirche unzugänglich
Ergebnis der Bischofskonferenz — Neue Bemühungen

Berlin (epd). D ie Bischofs­
konferenz der Vereinigten Evan­
gelisch - Lutherischen Kirche 
Deutschlands (V E LK D ) hat 
zum Abschluß ihrer m ehrtägi­
gen Sitzung, die in Berlin un­
ter Vorsitz von Landesbischof 
L il je  stattfand, ihr Bedauern 
darüber ausgesprochen, daß die 
Sowjetzonen-Regierung im Ge­
gensatz zu der unermüdlich be­
wiesenen Verständigungsbereit­
schaft der K irche unzugänglich 
sei für einen fühlbaren posi­
tiven Beitrag zur Entspannung.

G leichzeitig teilte das In fo r­
mationsblatt der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, „Evan­
gelische W e lt“ , mit, daß die

Gegen Propagandisten
Dieses Gedicht wurde in 

einer Hallenser W erkzeitung 
abgedruckt:
„Du sitzt seit Jahren im  Büro, 
und wenn du kommst, 

um aufzuklären, 
dann redest du gerade so, 
als ob w ir  alle dämlich wären. 
Du sprichst geschwollen 

und verdreht, 
bis alle schlafen oder lachen. 
W er alte Fehler eingesteht, 
muß nicht gleich w ieder 

neue machen.
Du redest über Weltniveau 
und über ferngeheizte Toiletten. 
Und ich wär schon w er weiß 

w ie froh, 
wenn w ir genügend Wohnraum 

hätten.“

Sowjetzonenbehörden eine Groß­
aktion gegen den Buchbestand 
in katechetischen Seminaren, 
Kinderheimen, Pfarrbib liothe- 
ken und anderen Einrichtungen 
beider Konfessionen in die W ege 
geleitet haben. Zahlreiche Bü­
cher werden dabei unter dem 
Vorwand beschlagnahmt, sie 
gefährdeten die Jugend und 
verherrlichten den Faschismus.

Hirtenwort zur Glaubensnot
A u f die Glaubens- und Ge­

wissensnot der Christen in der 
Zone haben die katholischen 
Bischöfe und bischöflichen
Kommissare im Gebiet der Zone 
am Sonntag in einem H irten­
w ort hingewiesen. Sie beton­
ten, daß sie dem Zonen-Mini-

sterpräsidenten Grotewohl die 
Bedrängnis der Christen in aller 
Eindringlichkeit vorgetragen 
hätten, daß aber alle ihre Vor­
stellungen bisher ohne E rfo lg  
geblieben seien. Die Bischöfe 
forderten die Gläubigen auf, 
fü r die W iederherstellung der 
Gewissensfreiheit in der „D D R “ 
zu beten.

„Atlas"-Explosion  
w ar Sprengstoffansciilag
Hamburg (ap). Au f den Bre­

mer Motorfrachter „A tlas“ 
(2699 B R T ), der am 1. Oktober 
im Hamburger Hafen nach einer 
heftigen Detonation auf Grund 
gesackt1 war, ist nach Ansicht 
der Po lize i eindeutig ein 
Sprengstoffanschlag verübt w or­
den. Durch zwei im Abstand 
von etwa sieben Metern am 
Schlingerkiel des Frachters 
m ittschiffs von außen ange­

brachte Sprengkörper wurden 
ein etwa 12 und ein rund 
5 Quadratmeter großes Leck in 
den Schiffsrumpf gerissen.

D ie „A tlas“ , die der Bremer 
Atlas-Levante-L in ie gehört, 
hatte auf ihrer letzten Reise 
mehrere Häfen im  Nahen Osten 
angelaufen. Acht Stunden nach 
der Ankunft in Hamburg er­
schütterte eine heftige Explo­
sion den Frachter, der dann 
langsam auf Grund sackte und 
sich dabei mit einer Schlagseite 
bis zu 50 Grad gegen die K a i­
mauer lehnte.

D ie Erm ittlungen konnten 
erst in vollem  Umfang aufge- 

. nommen werden, als es den 
Bergern gelungen war, das 
schwerbeschädigte Schiff zu he­
ben. Nach den ersten Unter­
suchungsergebnissen erscheint 
es ausgeschlossen, daß der oder 
die Täter bei dem Anschlag 
Haftladungen verwendet haben. 
D ie beiden Sprengkörper w ur­
den unter W asser wahrschein­
lich am Schlingerkiel befestigt, 
der sich an der Seite des 
Schiffsbodens befindet.

Sozialistischer Arbeitsstil64
B. Berlin  (E ig. B er.). In  keinem Land der W e lt wäre es 

möglich, der schaffenden Bevölkerung m it Zumutungen zu kom­
men, d ie in der Zone unter der schamhaften Umschreibung 
„sozialistischer Arbeitsstil“  das letzte an Arbeitskraft aus den 
Menschen herausholen. So w il l  man im  Endeffekt d ie 
45-Stunden-Woche auf kaltem W ege in eine 50- oder 55-Stunden- 
Woche umwandeln. D ie  nachstehende Aufzählung umfaßt nur 
d ie größeren Aktionen.
1. Der sozialistische W ettbe­

werb in den Betrieben mit dem 
Ziel von Leistungssteigerung 
durch Normenerhöhung, ver­
schärftes Arbeitstempo, jedoch 
ohne Lohnerhöhung, nach ver­
schiedenen Antreibermethoden. 
Verpflichtung zu prozentuellem 
Übersoll gegenüber den N o r­
men sowohl des Betriebes w ie 
des einzelnen Arbeiters.

2. Zusätzliche Produktion von 
Massenbedarfsgütern, um den 
Mangel an Konsumgütern zu 
mildern. D ie Herstellung er­
fo lg t  außerhalb des eigent­
lichen Produktionsprogramms 
aus Abfällen , Restbeständen 
usw.

3. Nationales Aufbauwerk. Es 
verlangt unbezahlte Fre ize it­
arbeit außerhalb der Betriebe 
in der Landwirtschaft, beim 
Schutträumen, Grabenarbeiten, 
Wegebau, Bauhilfsarbeiten usw. 
Auch fü r Kinder.

4. Aktion Steckenpferd. A u f 
Anregung des VEB  Stecken­
pferd zusätzliche Produktion 
von Exportgütern, deren E r­
trag dem Staat fü r den Ankauf 
von ursprünglich einem, nun­
mehr drei Hochseefrachtschif­
fen  zur Verfügung gestellt 
w ird.

5. Expreßzug junger Sozia­
listen. \ erpflichtung der Eisen­
bahner, den E rtrag  zusätzlicher 
Freizeitarbeit zum Ankauf eines 
modernen Doppelstock-Glieder­
zuges der Reichsbahn zu stiften.

6. Kompaßzahl 60 der FDJ. 
W ettbewerbsplan der Jugend 
zu unbezahlter A rbeit in F re i­
zeit, Ferien  und Urlaub in 
Landwirtschaft, Nationalem 
Aufbauwerk, Fabriken und zu 
Geldspenden an den Staat. 
Hauptprojekt ist der Bau eines 
Nord-Süd-Kanals und einer Öl­
leitung aus der Sowjetunion in 
die Zone.



Protest gegen Zonen-Terror
Bundesrat in Berlin — Viermäehte-Ausschuß erneut gefordert

Berlin  (E igenbericht). A u f seiner 7. Berliner Sitzung richtete 
der Deutsche Bundesrat einen einmütigen Protest gegen die 
andauernde Verletzung der Gesetze der Menschlichkeit in der 
Sowjetzone. Ebenso w ie der Bundestag vo r drei Wochen 
erhoben die Vertreter der Eänderregierungen aus der deutschen 
Hauptstadt Einspruch „gegen  die kaltherzige und heimtückische 
Knebelung der Freizügigkeit“  in  Mitteldeutschland und be­
kannten sich zu dem Vorschlag, einen Viermächte-Ausschuß zu 
bilden, der die Lösung der deutschen F rage  vorbereitet.

In  der Erklärung, die vom 
Ministerpräsidenten von Rhein­
land-Pfalz, D r. Altm eier, ve r­
lesen wurde, w ird  auf die zu­
nehmende Sowjetisierung der 
wirtschaftlichen Bereiche in der 
Zone und auf die m annigfaltige 
Behinderung der menschlichen 
Beziehungen zwischen den bei­
den Teilen  Deutschlands hinge­
wiesen. „M it großer Erschütte­
rung“ , so heißt es in der E r­
klärung, „vernahmen w ir gerade 
in  den letzten Tagen und 
Wochen W illkürurteile gegen­
über Deutschen, denen man 
nichts anderes vorw erfen kann 
als ein freimütiges Bekenntnis 
zu ihrem Vaterland.“

Zu allen materiellen Belastun­
gen und Verfolgungen, so heißt 
es in der Erklärung weiter, 
kämen vor allem  noch die see­
lische N ot und die V erzw eif­
lung über den immer stärker 
werdenden Gewissenszwang, so 
daß der Flüchtlingsstrom  stän­
dig w eiter steige. Bund und 
Länder wollen jedoch alle Maß­
nahmen zur E ingliederung der 
Flüchtlinge treffen.

Abschließend heißt es in der 
Erklärung: „W enn w ir  uns so 
T a g  für T ag  zum Dienst an der 
E inheit Deutschlands bekennen 
und alle Bereitschaft zur L in ­
derung der m ateriellen und 
seelischen Not' aufbieten, so 
kann dies alles nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß es keine 
Ruhe geben w ird, bis die U r­
sache dieses Übels beseitigt ist. 
D ie Ursache aber ist die So- 
w j etisier ung Mitteldeutschlands 
gegen den W illen  seiner Bevöl­
kerung, die von Sowjetrußland 
von dem ersten Tage der Be­
setzung an in systematischer 
W eise betrieben wurde und 
zwangsläufig zur Spaltung 
Deutschlands geführt hat. Diese 
aber w ird  das deutsche Volk

und mit ihm die gesamte freie 
W e lt niemals hinnehmen.“

Erklärung 
der Bundesregierung

Namens der Bundesregierung 
erklärte Bundesminister v. M er- 
katz, die Weltöffentlichkeit 
könne an dem Tatbestand, daß 
der Bundesrat ebenso einmütig 
w ie  der Bundestag die W ieder­
vereinigung fordere, nicht 
g leichgültig vorübergehen. Mer- 
katz w ies auf die einmalige 
menschliche Last und Aufgabe 
hin, die Deutschland auferlegt 
worden sei. Sein Dank galt der 
englischen K ön ig in  fü r die 
W orte, die sie beim Besuch des 
Bundespräsidenten gefunden 
habe. Sie seien eine hohe mora­
lische Unterstützung des deut­
schen Anliegens gewesen. Dank 
gebühre auch den Darlegungen, 
die im  Europarat sachgemäß 
und m it tiefem  Verständnis für 
die deutsche F rage  gemacht 
worden seien.

Dank an die Bundesländer
Der Regierende Bürgerm ei­

ster von Berlin, Brandt, dankte 
im  Namen Berlins den deutschen 
Ländern fü r ihre H ilfe . Er 
appellierte an a lle M itbürger 
im  freien  T e il Deutschlands, 
daß jeder an seinem P la tz dar­
an m ithelfe, den menschlichen 
und geistigen Zusammenhalt 
m it der sowjetisch besetzten 
Zone zu wahren. W örtlich sagte 
Brandt: „W ir  haben zu helfen, 
soweit w ir  es vermögen; denn 
diejenigen, die als Landflüch­
tige im eigenen Land zu uns 
kommen, gehören zu uns und 
sind nicht Deutsche zweiter 
Klasse. Wenn man uns aber um 
Rat fragt, sagen w ir freimütig, 
daß bleiben möge, w er bleiben 
kann: denn die Erhaltung der 
volklichen Substanz w ird  mit

darüber entscheiden, wann und 
w ie w ir  zur W iederherstellung 
unserer staatlichen Einheit ge­
langen.“

Wahl des neuen Präsidenten
Anschließend wählte der Bun­

desrat den Bremer Senatspräsi­
denten, Bürgermeister W ilhelm  
Kaisen, einstimmig zum neuen 
Präsidenten. Er löst den R eg ie­
renden Bürgermeister von Ber­
lin, Brandt, ab, der neben dem 
saarländischen M inisterpräsi­
denten Reinert und dem Ham­
burger Bürgerm eister Brauer 
Vizepräsident wurde. Zu Be­
ginn der Sitzung hatte der 
Bundesrat das Andenken von 
Papst Pius X I I .  geehrt. W äh­
rend sich die Bundesratsmit­
g lieder von ihren Plätzen erho­
ben, sagte Bundesratspräsident 
Brandt: „Papst Pius X I I .  w ird  
fü r die Menschheit der uner­
schrockene Käm pfer für Frieden 
und Gerechtigkeit bleiben.“

Schwierige Quartierfrage
München (E igenm eldung). Die 

Vorbereitungen fü r den vom
12. bis 16. August 1959 in Mün­
chen geplanten 9. Deutschen 
Evangelischen Kirchentag ha­
ben m it einer Tagung des 
Publizistischen Arbeitskreises 
des Kirchentages bereits be­
gonnen. Kirchentagspräsident 
von Thadden-Trieglaff w ird am 
31. Oktober, dem Reform ations­
tag, über a lle Sender der Bun­
desrepublik und Westberlins 
die Losung des kommenden 
Kirchentages bekanntgeben. 
Eines der größten Problem e 
für den vorbereitenden Aus­
schuß ist die Quartierbeschaf­
fung. 500 000 Teilnehmer w er­
den zur Hauptversammlung auf 
der Theresienwiese erwartet. 
Man rechnet außerdem mit 
20 000 bis 30 000 Dauerteilneh­
mern und hofft auch auf 20 000 
bis 30 000 Besucher aus der So­
w jetzone. W ie von der K irchen­
tagsleitung m itgeteilt wurde, 
treffen die Vorbereitungen in 
München auf ein großes Ent­
gegenkommen der katholischen 
Kirche Bayerns, die alles tun 
wolle, um zu einem guten A b ­
lauf des Kirchentages beizu­
tragen.



„Wahlergebnis sieht jetzt schon fest“
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

B. Berlin  (Eigenbericht)* 
Kampfwochen, . Selbstverpfiich- 
tungen, Zwangs Versammlungen, 
Scheinwahlrummel, Propaganda- 
reden und Agitprop-Veranstal­
tungen kennzeichnen die Lage  
in der Zone. Im m er w ieder das 
hektische Antreiben der Spit­
zenfunktionäre ! Heute zum 
Landeinsatz, morgen zum A r ­
beitseinsatz und übermorgen 
Aufklärungseinsatz.

POTSDAM
Kampfwoche gegen das 

„H ab ’n w ir  nicht“ . E in  Opera­
tivstab beim Rat des Bezirks 
w ill innere Reserven auf decken. 
Die bequeme Erklärung der 
Verkäufer: „Das hab’n w ir
nicht“  soll ab sofort aufhören. 
D ie  Handelsorgane müssen sich 
darum kümmern, wo die Waren 
geblieben sind, denn eingeplant 
sei alles. In  Brandenburg w ür­
den beim Großhandel Gasbade­
öfen, elektrische Geräte und In ­
dustriewaren im W erte von 
über 100 000 Mark auf Abholung 
warten. Der H andel'se i zu un­
beweglich und bequem, das kri­
tisiert die Potsdamer Bezirks­
ausgabe der „Märkischen 
Union“ , einer Zeitung der Ost­
CDU.

Schlangen vor den K in o­
kassen. In  Potsdam hat es sich 
schnell herumgesprochen, daß 
endlich -wieder einmal ein w est­
deutscher F ilm  zu sehen ist. 
„Ich denke o ft an Piroschka“. 
Das Interesse der Bevölkerung 
ist groß, die Karten  sind auf 
Tage ausverkauft.

„W.ochfe des Buches“ als W ahl­
propaganda. Die Überbetonung 
der sogenannten fortschritt­
lichen L iteratu r war eine Ga- , 
rantie für die SED, daß sie 
die „W oche des Buches“ unter 
sich begehen konnte. D ie neuen 
Produktionsberichte von sozia­
listischen Dichtern gleichen ver­
längerten Zeitungsartikeln. Auf 
die Frage. „Warum darf das 
Buch ,Dr. Schiwago* von Boris 
Pasternak in der ,D D R ‘ nicht 
erscheinen?“ konnten die K u l­
turfunktionäre keine Auskunft 
geben.

LEUNA
Transportproblem  nicht ge­

lö s t  D ie SED-Zeitung „F re i­

heit“  in H alle schreibt: „Wochen­
lang g ib t es schon keine recht­
ze itige  und ausreichende V er­
sorgung Leunas m it Obst, w eil 
der volkseigene Kraftverkehrs­
betrieb in  Merseburg das 
Transportproblem  nicht lösen 
kann.“ D ie Ursache lieg t darin, 
daß die Planungsbehörden nicht 
einkalkuliert haben, w ievie l 
A rbeiter aus anderen Bezirken 
täglich nach Leuna fahren und 
ihren Obstbedarf dort decken.

Am  Ofen V  in den Leunawer­
ken verpflichteten sich zwei 
Brigaden, ihre Stimme den 
Kandidaten der Nationalen 
Front bereits am 16. November 
bis S Uhr zu geben. D ie B riga­
den erklärten sich bereit, g e ­
schlossen zum W ahllokal zu 
marschieren und ihre Stimmen 
offen abzugeben. E in K o llege 
aus der Schlosserei kritisierte 
daraufhin: „W ozu denn eigent­
lich eine Wahl, wo das W ahl­
ergebnis doch schon feststeht.“ 
D ie  Betriebsparteileitung der 
Beunawerke übernahm die 
Selbstverpflichtung, diese noch 
abseits „stehenden W erktäti­
gen“  über den Sinn und Inhalt 
echter demokratischer Wahlen 
aufzuklären.

WEIMAR
Einzug ins neue Heim . In  

W eim ar wurde von der Parte i­
leitung der Stadt gefordert, 
kün ftig  die Einweihung einer 
neuen Schule, den Bezug neuer 
Wohnungen oder die Eröffnung 
von Kindertagesstätten zu einer 
-großen Demonstration der. E r­
fo lge-der Arbeiter- und Bauern­
macht-zu machen. Es dürfe fo rt­
an kein Neubau bezogen w er­
den, ohne daß nicht alle Betei­
ligten, Maurer, Zimmerleute, 
■Architekten, M ieter und Haus­
verwalter, von Vertretern des 
Staates und der Parte i be­
glückwünscht würden. Man 
könne auf diese W eise auf die 
stolzen Leistungen beim A u f­
bau des Sozialismus hinweisen 
und das sozialistische Bewußt­
sein bilden.

V or Westreisen werden sie 
„vergattert1. Eine Delegation 
von Kirchenmusikern wurde vor 
einer Reise ins westliche Aus­
land politisch auf Vordermann

gebracht. S ie mußten sich 
schriftlich verpflichten, w ieder 
zurückzukommen, und ermahnt, 
als „bewußte Bürger der D D R “ 
aufzutreten.

DRESDEN
Falsche Nachrichten sollen 

Ä rzte beunruhigen. D ie „Säch­
sische Zeitung“ k lagt über Ge­
rüchte, anonyme Anrufe und 
Meldungen, die Ärzten in  Dres­
den zugingen. D ie  Ä rzte w ür­
den beunruhigt durch Hinweise, 
gegen sie laufe ein  Unter­
suchung sverfahren, man w olle  , 
sie bedrohen und zur Flucht 
treiben. D er Dresdener Hals-, 
Nasen- und Ohrenspezialist Dr. 
Stock habe auf Grund einer 
solchen Drohung einen H erz- 
anfall erlitten und läge nun 
schwer danieder. Auch die P ro ­
fessoren Dr. Güttner und Dr. 
Sprung seien bedroht worden. 
D iese Erklärung wurde auf 
einem medizinischen Kongreß 
in  Dresden abgegeben.

65 Passagiere Beim 
Absturz getötet

Moskau/Peking (ap/dpa). An 
Bord des 640 km östlich von 
Moskau abgestürzten sow jeti­
schen Düsenverkehrsflugzeuges 
vom  T yp  TU-104 befanden sich 
65 Passagiere, die sämtlich ge­
tötet wurden. Während der 
Moskauer Rundfunk diese Zahl 
bisher verschwieg, wurde sie 
von Radio Pek ing m itgeteilt. 
A n  Bord der Maschine w ar auch 
eine zehnköpfige Delegation ho­
her chinesischer Funktionäre 
unter Führung des stellvertre- 
den Kulturm inisters Cheng 
Cheng-to.

D ie deutsche Botschaft in 
Moskau gab bekannt, daß ent­
gegen ursprünglichen Angaben 
des sowjetischen Außenministe­
riums keine Bürger der Bun­
desrepublik unter den Todes­
opfern sind. Bei den fün f ver­
unglückten Deutschen handelt 
es sich um eine sowjetzonale 
FDJ-Delegation, die an einem 
internationalen Studentenkon­
greß in Peking teilgenommen 
hatte.



Neue sowjetische Atomwaffe?
Aufsehenerregende Beobachtungen in Japan

Shizuoka (Japan) (ap). Eine 
aufsehenerregende Beobachtung 
hat ein japanischer W issen­
schaftler gem acht: Eine Ana­
lyse der radioaktiven Ausschüt­
tung in den letzten' Tagen läßt 
darauf schließen, daß die So­
wjetunion eine neue, bisher un­
bekannte A rt von Atomwaffen 
besitzt. D ie Untersuchung nach 
den letzten sowjetischen V er­
suchsexplosionen hat ergeben, 
daß die Ausschüttung keine 
Spur mehr von Uran-237 ent­
hält, das gewöhnlich im A tom ­
staub enthalten ist. Dafür w ur­
den 49 Prozent Neptunium-239 
und kleine Mengen anderer 
Elemente gefunden. D er auf­
gefangene Atomstaub ist außer­
dem leicht löslich, so daß er 
ohne weiteres auch feinmaschi­
ges F iltrierpap ier passieren 
kann.

Nach M itteilung von Beob­
achtungsstationen in  Tokio hat 
die Sowjetunion zwei weitere 
Atombomben nördlich des Po lar­
kreises zur Explosion gebracht. 
Es handelt sich um den 13. und 
14. Versuch seit der W iederauf­
nahme der sowjetischen Atom ­
teste.

Physik-Nobelpreis nach 
Moskau

Gleichzeitig m it der heftigen 
sowjetischen Reaktion auf die 
Verleihung des Literatur-Nobel­
preises an Boris Pasternak ver­
öffentlichte die Stockholmer Zei­
tung „A ftonbladet“ die M el­
dung, daß die sowjetischen 
Atomwissenschaftler P . A.
Tscherenkow, Ig o r  Tamm und
I. Frank für den Nobelpreis fü r 
Physik  1958 in Aussicht genom­
men seien. Dem B latt zufolge 
würden die drei sowjetischen 
Professoren den Pre is fü r die 
Entdeckung der Bedeutung des 
oberhalb von Unterwasser- 
Atomreaktoren auf tretenden 
bläulichen Lichtes, des so­
genannten „Tscherenkow-Effek- 
tes“ , erhalten. D ie sowjetischen 
W issenschaftler haben auf der 
Grundlage dieses Effektes einen 
neuartigen Zähler fü r kosmische 
Strahlungen konstruiert. Am
Dienstag wurde die Verleihung 
von der Schwedischen Akademie 
bekanntgegeben.

D ie M eldung hat lebhafte 
Spekulationen über die Frage

ausgelöst, welche Folgen die 
Verleihung weiterer Nobelpreise 
an sowjetische T räger auf die 
Möglichkeiten der persönlichen 
Entgegennahme des Literatur­
preises durch Pasternak hat.

„Pasternak ein Judas"
Stockholm/Moskau (ap/dpa). 

Der sowjetische Schriftsteller 
Boris Pasternak hat sich tele­
grafisch bei der Schwedischen 
Akadem ie fü r die Verleihung 
des Nobelpreises fü r Literatur 
bedankt. Das Telegram m  hat 
folgenden W ortlaut: „über alle 
Maßen glücklich, gerührt, stolz, 
erstaunt, beschämt.“

Ob es Pasternak möglich sein 
w ird , den Nobelpreis in Stock­
holm  selbst in Empfang zu neh­
men, erscheint angesichts des 
heftigen Kesseltreibens des so­
wjetischen Schriftstellerverban­
des mehr als fraglich. M it allen 
M itteln  des geschriebenen und 
gesprochenen W ortes w ird  der 
68jährige Schriftsteller mürbe 
gemacht. Von den bisher geäu­
ßerten Vorwürfen sind die 
schwerwiegendsten: „Judas, der 
fü r 30 Silberlinge sein Vater-

Buenos A ires (ap/dpa). Der 
argentinische Staatskommissar 
Colombo teilte in  Buenos Aires 
mit, daß die von den Daimler- 
Benz-W erken in Argentin ien er­
richtete Lastkraftwagenfabrik 
Mercedes-Benz-Argentina „nach 
Erfü llung entsprechender gesetz­
licher Vorschriften“ ihre Arbeit 
•wiederauf nehmen kann. D ie 
Fabrik  war seit dem Sturz des 
argentinischen Staatspräsiden­
ten Perón im  Jahre 1955 still­
gelegt und unterstand einem 
Staatskommissar.

D ie M itteilung Colombos er­
fo lg te  anläßlich der Veröffent­
lichung des Gerichtsurteils im 
F a ll Mercedes-Benz-Argentina, 
in  dem den Daim ler-Benz-W er- 
ken 54 Prozent des Aktienkapi­
tals der Mercedes-Benz-Argen­
tina, also das effektiv einge- 
brachte Kapital, zuerkannt w ur­
de. Seit dem Sturz Peróns war 
die F rage  der effektiven K ap i­
talbeteiligung von Daimler- 
Benz an diesem früher von Pe-

-„Frei erfunden"
Berlin  (Eigenmeldung). Ein 

Sprecher des Bundesministe­
riums für Gesamtdeutsche F ra ­
gen bezeichnete die Behauptung 
Ulbrichts als „fre i erfunden“ , 
ein M itg lied des Bundeskabi­
netts habe den P lan  einer ge­
samtdeutschen Föderation ent­
w orfen und in Ostberlin Bespre­
chungen über dieses Thema ge­
führt. Diese Behauptung solle 
offenbar dazu dienen, so sagte 
der Sprecher, ein M itg lied der 
Bundesregierung in Gegensatz 
zu seiner eigenen Parte i zu 
bringen. Die Berichte der SED- 
Presse über einen angeblichen 
Gegensatz zwischen dem Bun­
deskanzler und Bundesminister 
Lem m er bezeichnete der Spre­
cher als einen Versuch, die poli­
tische Position des bei der Be­
völkerung der Zone angesehe­
nen Ministers Lem m er zu er­
schüttern.

land verkaufte“ , und „K öder 
auf dem .verrosteten Angelhaken 
der antisowjetischen Propa­
ganda.“  Man gibt Pasternak zu 
verstehen, daß er der Verach­
tung seines Volkes preisgege­
ben sei und ein „unrühmliches 
Ende“ auf ihn v/arte.

röns Finanzmann, Jorge Anto­
nio, geleiteten Unternehmen 
str itt ig  gewesen. D ie Revolu­
tionsregierung hatte' die Daim- 
ler-Benz-Beteiligung als fik tiv 
und den nunmehr anerkannten 
Kapita lanteil des Stuttgarter 
W erkes als illegale Gewinne 
Jorge Antonios angesehen.

Protest in Pankow
BelgTad (dpa). D ie jugoslaw i­

sche Regierung hat bei der 
Sowjetzonenregierung wegen 
„prinzipienloser Angriffe gegen 
Jugoslawien“ protestiert, die 
kürzlich in dem Abschlußkom­
munique zum Besuch der so­
w jetzonalen Partei- und R e­
gierungsdelegation in Bulga­
rien enthalten gewesen seien. 
In  dem Kommunique war den 
jugoslawischen Kommunisten 
vorgeworfen worden, ihr P a r­
teiprogramm sei revisioni­
stisch. Gegen diese „Hauptge­
fahr“ richte sich der unversöhn­
liche Kam pf der Kommunisten.

Mercedes-'Vermögen freigegeben
Argentinisches Werk kann die Arbeit wiederauinehmen



Ludwig arbeitete für Sowjets
„Militärisches und politisches Material geliefert“

Karlsruhe (dpa). Nach zw ei­
wöchigem Schweigen zum F a ll 
des unter Spionageverdacht 
verhafteten Kapitänleutnants 
der Bundesmarine, Horst Lu d­
w ig, hat die Bundesanwalt­
schaft in Karlsruhe bekanntge­
geben, daß der Verhaftete und 
w eitere drei Personen dringend 
verdächtigt werden, fü r den 
sowjetischen militärischen Nach­
richtendienst gearbeitet zu 
haben. In  einer Verlaütbarung 
der Bundesanwaltschaft heißt 
es, die polizeilichen Erm ittlun­
gen hätten jetzt einen gewissen 
Abschluß gefunden. M it einer 
Ausweitung des verdächtigen 
Personenkreises sei nicht zu 
rechnen.

D ie ' bisherigen Ermittlungen 
sowie erhebliches Beweismate­
ria l lassen nach Ansicht der 
Bundesanwaltschaft den V er­
dacht zu, daß auch politisches 
Nachrichtenmaterial von den 
Angeklagten weitergegeben 
wurde. Es gebe'jedoch Anhalts­
punkte dafür, daß sich Umfang 
und Bedeutung der gelieferten 
Nachrichten in beschränkten 
Grenzen gehalten haben. In  der 
Verlautbarung w ird  besonders 
darauf hingewiesen, daß sich 
Kapitänleutnant Lu dw ig  vor­
übergehend zur Ausbildung in 
den USA aufgehalten habe. 
Außer dem Kapitänleutnant be­
finden sich seine Schwester 
Hanni Jäger und deren Ehe­
mann sowie der 32jährige Ober­
maat der Bundesmarine, F ritz  
Briesemeister, in Haft. Eine 
w eitere Person, die sich in 
H aft befand, ist w ieder auf 
freien Fuß gesetzt worden.

Hagemaim und Sfrasser
H eidelberg (dpa). Nach hefti­

gen Diskussionen endete in 
H eidelberg ein sogenannter 
„Erster Europäischer Neutra- 
listen-Kongreß“ m it der K on ­
stituierung eines „Büros der 
dritten K ra ft“ . Dem 18köpfigen 
Präsidium  gehören u. a. der 
Münsteraner Professor fü r Pu ­
blizistik, P ro f. Dr. W alter 
Hagemann, und der Gründer 
der Deutsch-Sozialen Union, 
Dr. Otto Strasser, an. LHage- 
mann nahm an dem Kongreß 
nicht teil. A lbert Schweitzer 
hatte das ihm angebotene Eh­

renpräsidium abgelehnt. D ie 
indische Botschaft in -Bonn 
sandte der Tagung ein Gruß­
telegramm.

Pro f. Hagemann erklärte in 
Münster, daß er die W ahl in 
das 18köpfige Präsidium  des 
„Büros der dritten K ra ft“  nicht 
annehme. Erst aus der Zeitung 
habe er erfahren, daß er die­
sem Präsidium angehören soll.

. . .  Kalter Krieger
D T. Von einem Mann namens 

Kurella hörte man nur wenig. 
Sehr zu seinem Vorteil, w ill 
uns scheinen. Kurella arbeitete 
bisher im stillen, als Kultur­
funktionär beim SED-Zentral- 
komitee. Aber man kann und 
darf nicht* immer still sein im 
Kam pf gegen den Westen. Und 
so sagte nun Kurella  laute 
W orte. Sehr zu seinem Nach­
teil, w ill uns scheinen.

Denn er legte los als kalter 
K rieger m it schärfsten K a li­
bern. Dabei verwechselte er 
zwar den kalten m it dem hei­
ßen K rieg , aber das läßt ihn 
kalt gegenüber dem deutschen 
Volk und heiß in der Ergeben­
heit gegenüber dem Pankower 
Regime. Kurella  versichert: 
Genauso, w ie man während des 
K rieges als Deutscher nicht auf 
die Idee kam, seine Freunde 
und Verwandten in England zu 
besuchen, genausowenig könne 
man heute als „Bürger der 
D D R “ auf den Gedanken kom­
men, eine Reise in die Bundes­
republik zu beantragen.

K r ie g  ist K rieg, ob kalt oder 
heiß —  fü r Kurella. Für ihn 
also ist Westdeutschland feind­
liches Ausland. W ie  es England 
zwischen 1939 und 1945 gewesen 
ist. E r hat die Kriegserklärung 
ausgesprochen. Gegen seine 
eigenen Landsleute. Nur, daß 
diese sich nichts daraus machen.

. . .  „gütiger Freunä"
W ie so warm herzig ist da­

gegen Kurelias oberster Chef 
Ulbricht, jedenfalls neulich im 
Friedrichstadt-Palast gewesen. 
E r bot statt bitterböser K riegs­
parolen friedliche „Geschäfte 
zu gegenseitigem  Vorte il" uns 
notleidenden W estberlinern an. 
Milch, Gemüse, Schweinefleisch

w ill er uns tonnenweise in den 
Rachen w erfen gegen Elektro­
geräte, Maschinen und W erk­
zeuge. Ähnliches offerierte er ja  
schon neulich, um uns nah­
rungsmäßig vom W esten „un­
abhängig“ zu machen. Und 
je tz t sprach er sogar von einer 
Regelung der Grenzgänger­
frage, von Besichtigungsfahrten 
und Gesellschaftsreisen fü r 
W estberliner in sein Reich. E r 
regte Verhandlungen an. W ar­
um nicht?

Doch solche Umstände sind ja  
gar nicht nötig, wo es lediglich 
eines W inkes des Genossen U l­
bricht bedarf, und w ir  können 
m it Ostberlin telefonieren und 
die Gräber am Stadtrand pfle­
gen und die Verwandten in der 
Zone besuchen. Warum also so 
umständlich? W e il Ulbricht auf 
einer „Wahlversammlung“ der 
SED sprach, die in das W est­
berliner Abgeordnetenhaus sieg­
reich einziehen w ill —  und vor­
her auf Dummen- und Stim­
m enfang geht.

Friedensburg in London
London (dpa). Der Berliner 

Bundestagsabgeordnete Pro fes­
sor Dr. Friedensburg vertrat in 
London die Ansicht, daß die 
W iedervereinigung Deutsch­
lands trotz des im In - und Aus­
lande verbreiteten Pessimismus 
nach w ie vor möglich, ja  sogar 
wahrscheinlich sei. Auch die 
Sow jetregierung müsse, auf 
lange Sicht gesehen, an einer 
guten Nachbarschaft m it dem 
zweitgrößten Volk  in  Europa 
interessiert sein.

Unerwünschter Graß
Stockholm (ap). L an g  ange­

stauter politischer G roll entlud 
sich kürzlich zwischen einem 
Deutschen und einem Russen in 
dem südschwedischen Badeort 
Bastad.

„H e il H it le r “ , sagte der 
Russe.

„La n g  lebe Stalin", entgeg- 
nete der Deutsche.

Darauf holte der Russe aus, 
und der Deutsche hatte ein 
blaues Auge. D er schwedische 
Richter verurteilte den Russen 
je tz t zu 225 Kronen (180 DM ) 
Geldstrafe und 210 Kronen 
(168 DM ) Schmerzensgeld.



BILDER BEB WOCHE. Oben: Seinen ersten päpstlichen Segen erteilte Johan­
nes X III. am Dienstagabend von der Loggia des Petersdomes. — Unten: In ein Trüm­
merfeld verwandelt wurde ein Teil der kanadischen Hauptstadt Ottawa. Aus einer 

undichten Leitung ausgeströmte Gase hatten sieh entzündet.


